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O L I V E R  K Ä L I N

Der Begriff der Konkursreiterei ist neu, das Phänomen existiert hingegen schon län-
ger [1]. Aufgrund des volkswirtschaftlichen Schadens [2] verfolgen unter anderen die 
Staatsanwaltschaften in Zürich und in der Innerschweiz das Delikt vehementer als 
früher und standardisieren das Vorgehen [3].

KONKURSREITEREI UND MISSWIRTSCHAFT
Strafrechtliche Gefahren für Treuhänder *

1. EINLEITUNG
Konkursreiterei wird von keiner spezifischen Strafnorm er­
fasst, eine wichtige Rolle nimmt aber die Misswirtschaft ein 
(Art. 165 StGB). Sie gehört zum Insolvenzstrafrecht (Art. 163–
171bis StGB). Der Strafrahmen: bis zu fünf Jahre Freiheits­
strafe. Der Sachverhalt spielt sich in der Regel folgender­
massen ab [4]:
1. Einer kleinen AG oder GmbH – oft aus der Baubranche oder 
der Gastronomie – droht der Konkurs wegen knapper Liqui­
dität oder aufgrund von Überschuldung (Art. 725 Abs. 2 OR; 
Art. 820 OR).
2. Ein Vermittler tritt auf und schlägt vor, sämtliche Aktien 
oder Stammanteile gegen eine Gebühr auf einen neuen Ei­
gentümer zu übertragen.
3. Der alte Eigentümer, zugleich meist alleiniger Verwal­
tungsrat (VR) oder Geschäftsführer, ist froh, dem Konkurs­
verfahren auszuweichen. Er ist um seine Bonität besorgt und 
hofft, Verantwortlichkeitsklagen zu umgehen (Art. 754 OR; 
Art. 827 OR). So bezahlt er die Vermittlungsgebühr und über­
trägt die Gesellschaft auf den neuen Eigentümer. Der alte VR 
bzw. Geschäftsführer wird als Vororgan bezeichnet.
4. Der neue Eigentümer setzt sich als alleinigen Verwaltungs­
rat oder Geschäftsführer ein. Er wird als Nach- oder Endorgan 
oder als Bestatter bezeichnet.
5. Der Bestatter verlegt den Sitz regelmässig in einen neuen 
Kanton, jedenfalls in einen neuen Betreibungskreis. Im Be­
treibungsregisterauszug am neuen Ort sind die alten Schul­
den nicht mehr verzeichnet, da jeder Betreibungskreis eigene 
Register führt (Art. 2 Abs. 1 Bundesgesetz über Schuldbetrei­
bung und Konkurs [SchKG]; Art. 8 Abs. 1 SchKG). Obschon 
der neue Betreibungsregisterauszug das Datum des Zuzugs 

zeigt und nur für die Zeit nach dem Zuzug aussagekräftig ist, 
vermittelt er den Eindruck, die Gesellschaft sei schuldenfrei.
6. Am neuen Ort kümmert sich der Bestatter weder um den 
Betrieb noch um die Schulden, sondern bestellt oft auf Rech­
nung Gegenstände (z. B. iPhones und Laptops) oder least 
Fahrzeuge. Der Bestatter bezahlt weder die alten noch die 
neuen Schulden und wartet die Konkurseröffnung ab. Oft 
tritt der Konkurs innerhalb eines Jahres ein.
7. Im Konkurs steht der Bestatter zwar den Konkursbehör­
den zur Verfügung und nimmt z. B. an der Konkurseinver­
nahme teil (Art. 222 SchKG; Art. 37 (Verordnung über die Ge­
schäftsführung der Konkursämter [KOV]). Seine Auskünfte 
erweisen sich aber nicht als hilfreich, nicht zuletzt, weil er 
den Betrieb eigentlich nicht kennt.
8. In einer Variante tritt der Bestatter als alleiniger Verwal­
tungsrat oder Geschäftsführer irgendwann zurück und es 
kommt zur Liquidation der Gesellschaft wegen Mängeln in 
der Organisation (Art. 731b Abs. 1 Ziff. 3 OR).
9. Der Konkurs oder die Organisationsmängelliquidation 
wird meist mangels Aktiven eingestellt (Art. 230 SchKG) [5]. 
Selbst wenn der Konkurs durchgeführt wird, gehen die Lie­
feranten, deren Forderungen in die dritte Gläubigerklasse 
fallen (Art. 219 Abs. 4 SchKG), in der Regel leer aus.

2. KONKURS, VERLUSTSCHEIN ODER 
NACHLASSVERTRAG
Misswirtschaft kann erst vorliegen, wenn die Gesellschaft in 
Konkurs gefallen ist oder ein Verlustschein ausgestellt wurde. 
Auch ein Nachlassvertrag zählt (Art. 305 ff. SchKG; Art. 171 
StGB). Die Juristen sprechen von einer objektiven Strafbarkeits-
bedingung [6], die erfüllt sein muss.

Nicht erfüllt ist die Bedingung im Fall einer Liquidation 
wegen Organisationsmangels (Art. 731b Abs. 1 Ziff. 3 OR; 
Art. 819 OR) oder weil das Domizil fehlt (Art. 153b HRegV) [7]. 
Allerdings hat das Bundesgericht die Frage, ob das Insolvenz­
strafrecht nicht doch anwendbar ist  – soweit erkennbar – 
noch nicht entschieden [8]. Das Bundesgericht hat klarge­
stellt, dass, wenn ein Gericht die Auflösung der Gesellschaft 
und deren Liquidation nach Art. 731b Abs. 1 Ziff. 3 OR anord­
net, ein normales Konkursverfahren durchgeführt wird [9]. 
Eine strafrechtliche Gleichbehandlung der «Liquidation nach 
den Vorschriften über den Konkurs» (Art. 731b Abs. 1 Ziff. 3 
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OR) und der Konkurseröffnung (Art. 165 Ziff. 1 StGB) scheint 
zumindest nicht ausgeschlossen.

Zudem kann die objektive Strafbarkeitsbedingung in zwei 
Fällen trotzdem eintreten: (1) Wenn der Liquidator der über­
schuldeten Gesellschaft nach Art. 743 Abs. 2 OR das Ge­
richt benachrichtigt und dieses den Konkurs eröffnet oder 
(2), wenn die Liquidation zu einem Verlustschein führt [10].

3. TÄTER
Nur der Schuldner kann Täter sein. Ist der Schuldner eine ju­
ristische Person, wird das Verhalten nach Art. 29 StGB den 
Menschen zugerechnet, die hätten handeln müssen. Das 
sind vor allem die Organe bzw. ihre Mitglieder (Art. 29 lit. a 
StGB). Ob auch faktische Organe als Täter infrage kommen, 
sofern sie über dem VR bzw. dem Geschäftsführer der GmbH 
stehen, ist umstritten [11].

4. OBJEKTIVER TATBESTAND
4.1 Übersicht. Die Mitglieder eines Verwaltungsrats oder die 
Geschäftsführer einer GmbH erfüllen den Tatbestand der 
Misswirtschaft nach Art. 165 Ziff. 1 StGB, wenn sie
 namentlich durch arge Nachlässigkeit in der Berufsausübung 
oder Vermögensverwaltung adäquat kausal [12]  entweder 
die Überschuldung der Gesellschaft herbeiführen oder verschlim-
mern oder  die Zahlungsunfähigkeit der Gesellschaft herbei-
führen oder im Bewusstsein der Zahlungsunfähigkeit die 
Vermögenslage verschlimmern.

Durch ihr Untätigbleiben bewirken der Verwaltungsrat oder 
die Geschäftsführer, dass den Gesellschaftsgläubigern bei 
Konkurseröffnung weniger Haftungssubstrat zur Verfü­
gung steht, als dies bei rechtzeitiger Konkurseröffnung der 
Fall gewesen wäre.

4.2 Arge Nachlässigkeit in der Berufsausübung oder Ver­
mögensverwaltung. Der Terminus «arge Nachlässigkeit» 
lässt Interpretationsspielraum zu. Ob arge Nachlässigkeit 
vorliegt, ist für die Organe anhand ihrer zivilrechtlichen 
Pflichten zu beurteilen. Nur krasses wirtschaftliches Fehl­
verhalten fällt darunter. Nicht darunter fällt, wenn ein 
Organ rückblickend einen Fehlentscheid getroffen [13] oder 
wenn es sich zivilrechtlich unsorgfältig verhalten hat [14]. 
Das Bundesgericht hat konkretisiert, dass eine schwere zivil­
rechtliche Pflichtverletzung vorliegt – und damit eine arge 
Nachlässigkeit nach Art. 165 StGB –, wenn der Verwaltungs­
rat die Rechnungslegung vernachlässigt oder das Gericht im 
Fall einer Überschuldung nicht benachrichtigt [15].

Keine Pflichtverletzung besteht hingegen, wenn die Benach­
richtigung des Gerichts trotz Überschuldung zulässiger­
weise unterbleibt. Das ist der Fall, wenn Rangrücktrittser­
klärungen im Ausmass der Unterdeckung vorliegen (Art. 725 
Abs. 2 OR) oder wenn die Gesellschaft saniert wird. Im Sa­
nierungsfall darf die Benachrichtigung des Gerichts jedoch 
nur aufgeschoben werden, wenn zum einen ernsthaft mit 
einem Sanierungserfolg gerechnet wird und zum anderen 
konkrete Aussicht besteht, dass die Überschuldung während 
des Zuwartens nicht wesentlich zunimmt [16]. Weiterhin an­
fallende Fixkosten wie z. B. Miete und Löhne sprechen nicht 

gegen den Aufschub. Unklar ist jedoch die zulässige Dauer 
der Toleranzfrist. Das Bundesgericht erwähnt vier bis sechs 
Wochen, aber auch 60 Tage [17]. Möglicherweise ist sogar län­
geres Zuwarten zulässig, vor dem Hintergrund, dass der Ak­
tienrechtsentwurf eine Maximalfrist von 90 Tagen vorsieht 
(E­Art. 725 b Abs. 4 Ziff. 2 OR) [18]. Stets wird es auf den Ein­
zelfall und den Sanierungsverlauf ankommen. Wird die To­
leranzfrist genutzt, sollte der Entscheidungsprozess laufend 
dokumentiert werden, z. B. dadurch, dass nicht nur die Be­
schlüsse der Verwaltungsrats­ oder Geschäftsführersitzun­
gen protokolliert werden, sondern auch die Beratungen und 
Diskussionen. Zudem sollte ein Sanierungsplan vorliegen 
und dieser sollte laufend aktualisiert werden [19].

5. SUBJEKTIVER TATBESTAND
5.1 Allgemein. Art. 165 StGB ist ein Vorsatzdelikt, das «gewisse 
Fahrlässigkeitselemente enthält» [20]. Das Bundesgericht 
hat entschieden, dass Vorsatz erforderlich ist hinsichtlich der 
Bankrotthandlung, dass bezüglich der Vermögenseinbusse 
aber grobe Fahrlässigkeit genügt [21]. Die Abgrenzung zwi­
schen Eventualvorsatz, der ebenfalls als Vorsatz qualifiziert, 
und grober Fahrlässigkeit ist oft nicht einfach und führt zu 
Abgrenzungsschwierigkeiten [22]. Zur Vereinfachung ist das 
Verhalten des Täters in zwei Teile zu gliedern. Für den ersten 
Teil (a) ist vorsätzliches oder eventualvorsätzliches Handeln 
verlangt, für den zweiten (b) reicht grobe Fahrlässigkeit.

(a) Ein Täter (z. B. der alleinige Verwaltungsrat) handelt vor­
sätzlich, wenn er die Gesellschaft weiterführt, obschon er 
weiss, dass keine Buchhaltung besteht oder dass die Ge­
sellschaft zahlungsunfähig oder überschuldet ist. Existiert 
eine korrekte Buchhaltung, lassen sich die finanzielle Lage 
sowie der hälftige Kapitalverlust und die Überschuldung 
(Art. 725 Abs. 1 und Abs. 2 OR) daraus ablesen. Fehlt die Buch­
haltung – oder ist sie manipuliert –, was im Konkurs und 
ausserhalb strafbar ist (Art. 166 StGB; Art. 325 StGB; Art. 251 
StGB), lässt sich eine prekäre Finanzlage an der steigenden 
Zahl von Mahnungen und Betreibungen erkennen. Vor al­
lem Betreibungen von öffentlich­rechtlichen Forderungen 
(Steuern, Sozialversicherungsbeiträge) von kleinen Beträgen 
sollten Alarm auslösen. Bleibt der Täter trotz dieser Anzei­
chen untätig, nimmt er regelmässig zumindest in Kauf (Even­
tualvorsatz), dass die Gesellschaft überschuldet oder zah­
lungsunfähig ist oder wird.
(b) Auch wenn der Täter nicht damit rechnete, dass sein 
pflichtwidriges Verhalten die Zahlungsunfähigkeit oder die 
Überschuldung der Gesellschaft herbeiführte oder verschlim­
merte, genügt es, dass er sich der Konsequenz (Konkurseröff­
nung) hätte bewusst sein müssen (grobe Fahrlässigkeit).

5.2 Treuhänder. Ob fahrlässiges Verhalten vorliegt, wird 
nicht nur nach den Umständen des Falls beurteilt, sondern 
auch nach den persönlichen Verhältnissen des Täters (Art. 12 
Abs. 3 StGB). Dazu gehören neben den geistigen Anlagen 
ebenso die Bildung und die berufliche Erfahrung [23]. Daher 
setzt sich eine mit dem Buchführungs­ und dem Bilanzrecht 
vertraute Person schneller dem Vorwurf der Fahrlässigkeit 
aus als ein Laie [24]. Entsprechend sind Treuhänder eher ge­
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fährdet. Allerdings werden Kenntnisse der Buchführung 
und Rechnungslegung von jedem Verwaltungsratsmitglied 
und Geschäftsführer erwartet [25]. Das Bundesgericht hat zu 
Recht entschieden, dass wer im Wissen um seine fehlenden 
Sach­ und Rechtskenntnisse ein Verwaltungsratsmandat an­
nimmt, mindestens eventualvorsätzlich eine arge Nachläs­
sigkeit im Sinne von Art. 165 Ziff. 1 StGB begeht [26]. Dies 
dürfte die Unterscheidung zwischen Treuhändern und Laien 
wiederum verflachen.

6. VERTEIDIGUNG
In der Praxis wehren sich Verwaltungsratsmitglieder und 
Geschäftsführer vor allem mit zwei Argumenten erfolg­
versprechend:  Man habe an die Sanierung geglaubt und 
deshalb die Bilanz nicht deponiert. Man sei aufgrund der 
Bewertung der Gesellschaftsaktiven davon ausgegangen, 
dass genügend Vermögen zur Schuldendeckung vorhanden 
gewesen sei.

Andere Einwände, wie z. B., man habe die Pflichten gemäss 
OR nicht gekannt, sind kaum je erfolgreich.

6.1 Sanierungsargument . Für das Sanierungsargument ist 
nötig, dass das Organ über die finanzielle Lage der Gesell­
schaft informiert war und Sanierungsmassnahmen ergriffen 
hat. Dazu muss das Organ konkrete Sanierungsbemühun­
gen nachweisen (z. B. Sanierungsplan, Sitzungsprotokolle). 
Ebenso sollte das Organ darlegen, was die eingeleiteten Sa­
nierungsmassnahmen bewirkt haben, weshalb es von einer 
erfolgreichen Sanierung ausging und wie die unter Kap. 5 er­
wähnte Toleranzfrist beachtet wurde. Entlastend wirken 
folglich professionelle, strukturierte und transparente Sanie­
rungsmassnahmen. Regelmässig erforderlich ist eine ord­
nungsgemässe Buchhaltung.

Bis wann ein Organ realistisch an die Sanierung glauben 
darf, bleibt ein Einzelfallentscheid. Das Bundesgericht hat 
lediglich entschieden, dass übertriebene Erwartungen an 
den Sanierungsverlauf oder vage Hoffnungen auf einen Sa­
nierungserfolg nicht ausreichen [27].

6.2 Bewertungsfragen. Es kommt vor, dass eine Gesell­
schaft nur aufgrund unrichtiger Bewertungen nicht über­
schuldet ist. Aktiven werden entweder überbewertet (z. B. das 
Warenlager) oder nicht im Wert berichtigt (z. B. Forderungen 
aus Lieferungen und Leistungen), oder die Gesellschaft bi­
lanziert nach Fortführungswerten, obschon sie aufgrund 
von Art. 958a Abs. 2 OR nach Liquidationswerten bilanzieren 
müsste. Der Verwaltungsrat stellt sich auf den Standpunkt, 
er habe die – im Nachhinein unrichtige – Bewertung nicht 
erkannt. Zudem erfordere Art. 725 Abs. 2 OR die Überschul­
dung nach Fortführungs­ und Liquidationswerten. Mit die­
ser Verteidigung wird der Vorsatz für die Bankrotthandlung 
und somit der subjektive Tatbestand bestritten.

Effektiv kann das Verteidigungsargument sein, wenn eine 
dritte Person den Betrieb leitet (Art. 716 b OR) oder die Buch­
haltung führt. Das Organ stellt sich auf den Standpunkt, es 
habe den Buchungsfehler nicht bemerkt. In der Literatur 
wird vertreten, dass sich ein Verwaltungsrat dem Vorwurf 

der Misswirtschaft selbst dann aussetzt, wenn er es unter­
lässt, kritische Fragen zu stellen oder sich mit wenig aus­
sagekräftigen Unterlagen zufrieden gibt [28]. Damit wird re­
levant, wann das Organ Anhaltspunkte hatte, um «begrün­
det besorgt» zu sein (Art. 725 Abs. 2 OR). Auch hier kommt 
es auf den Einzelfall an.

Die Person, welche die unrichtige Buchhaltung erstellt, 
läuft regelmässig Gefahr, sich (auch) der Urkundenfälschung 
(Art. 251 StGB) schuldig zu machen [29].

7. STRAFBARKEIT DES VORORGANS
7.1 Allgemein. Dem Vororgan wird meist Untätigkeit vor­
geworfen: Es habe trotz begründeter Besorgnis einer Über­
schuldung nicht gehandelt und die Überschuldung ver­
ursacht bzw. verschlimmert oder trotz knapper Liquidität 
keine Sanierungsmassnahmen ergriffen und die Gesellschaft 
weitergegeben.

Um den Zeitpunkt zu bestimmen, wann das Vororgan 
hätte handeln müssen, stellen die Strafverfolgungsbehörden 
vor allem auf die Einträge im Betreibungsregister ab. Das 
Vororgan hätte – so lautet dann der Vorwurf – spätestens bei 
dieser oder jener Betreibung erkennen müssen, dass begrün­
dete Besorgnis einer Überschuldung oder Zahlungsunfähig­
keit bestand. Dieses Datum wird als Besorgnisdatum oder Be-
sorgniszeitpunkt bezeichnet.

Es kommt vor, dass das Vororgan Geschäftsunterlagen 
vernichtet, bevor es die Gesellschaft an das Nachorgan über­
gibt, um die tatsächliche Vermögenslage und den Überschul­
dungszeitpunkt zu verheimlichen [30]. Dies kann (neben al­
lenfalls Art. 166 oder Art. 325 StGB) den Tatbestand von 
Art. 254 StGB erfüllen, weil der Täter gegen die gesetzliche 
Aufbewahrungspflicht verstösst [31].

7.2 Treuhänder. Gefahren ergeben sich, wenn Treuhänder 
angefragt werden, als Sanierer die Führung einer notleiden­
den Gesellschaft zu übernehmen. Vor Annahme eines Sanie­
rungsmandats sollten die finanzielle Lage der Gesellschaft 
und die Sanierungsfähigkeit beurteilt werden. Folgende 
 Fragen sind relevant: Besteht eine Buchhaltung? Ist sie ak­
tuell und ordnungsgemäss? Kann ein Zwischenabschluss er­
stellt werden? Wie viel Liquidität ist vorhanden? Sind Geld­
geber in Sicht? Kann ein Sanierungsplan erstellt werden? Wie 
sieht der Betreibungsregisterauszug aus? Fehlt eine sorgfäl­
tige Abklärung der Finanzlage oder ist eine Beurteilung 
mangels Informationen nicht möglich, sollte das Mandat 
 abgelehnt werden.

Vorsicht ist geboten, wenn ein Verwaltungsrat einer sanie­
rungsbedürftigen Gesellschaft darum bittet, ihm Hand­
lungsmöglichkeiten aufzeigen. Hier besteht Anstiftungsge­
fahr (Art. 24 StGB). Anstiftung liegt vor, wenn der Anstifter 
beim Täter den Tatentschluss hervorruft. Dazu ist zwar ein 
Kausalzusammenhang nötig zwischen anstiftendem Verhal­
ten und dem Entscheid des Angestifteten, die Tat zu bege­
hen. Das Bundesgericht verlangt einen direkten psychischen 
oder intellektuellen Einfluss auf die Willensbildung des 
anderen [32]. Diese Schwelle ist allerdings rasch erreicht. Als 
Anstiftungsmittel kommt jedes motivierende Tun in Frage 
und damit alles, was im Anderen den Handlungsentschluss 
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hervorrufen kann (z. B. blosse Bitte, Anregung, konkludente 
Aufforderung) [33]. Ein Treuhänder, der dem Verwaltungsrat 
einer überschuldeten Gesellschaft an einem Beratungsge­
spräch die Möglichkeit aufzeigt, die Gesellschaft einem Be­
statter zu übergeben anstatt das Gericht zu benachrichtigen, 
kann sich der Anstiftung zur Misswirtschaft strafbar ma­
chen  – oder den Tatbestand der Begünstigung erfüllen 
(Art. 305 StGB; durch Einsetzen eines Bestatters wird die 
Strafverfolgung des Vororgans erschwert).

Zum Gehilfen (Art. 25 StGB) kann ein Treuhänder werden, 
wenn er das Vororgan unterstützt, die alte Gesellschaft aus­
zuhöhlen. Z.B. wird zunächst eine Auffanggesellschaft ge­
gründet und der Betrieb oder ein Betriebsteil zu einem tiefen 
Wert an diese übertragen, bevor der Bestatter die alte Gesell­
schaft übernimmt. Oder ein Treuhänder berät das Vororgan, 
wie die Bilanz manipuliert und die Überschuldung schein­
bar beseitigt werden kann.

8. STRAFBARKEIT DES VERMITTLERS
Der von aussen hinzutretende Vermittler kann den Tatbe­
stand der Misswirtschaft nicht erfüllen, da er nicht Schuld­
ner ist. Als Anstifter (Art. 24 StGB) oder Gehilfe (Art. 25 StGB; 
Art. 26 StGB) kommt er hingegen sehr wohl in Frage. Der 
Vermittler kann zudem den Tatbestand der Begünstigung 
erfüllen (Art. 305 StGB). Innerhalb der Konkursreiterei tre­
ten Treuhänder am ehesten als Vermittler auf [34].

9. STRAFBARKEIT DES BESTATTERS
9.1 Allgemein. Der Bestatter übernimmt die sanierungs­
bedürftige Gesellschaft und setzt sich typischerweise als al­
leinigen Verwaltungsrat oder Geschäftsführer ein. Er häuft 
Schulden an, bleibt ansonsten untätig, und wartet den Kon­
kurs ab. Ist die Gesellschaft bei Übernahme bereits über­
schuldet, verschlimmert der Bestatter die Überschuldung. 
Durch Anhäufen weiterer Schulden kann neben Misswirt­
schaft auch Betrug (Art. 146 StGB) vorliegen.

In der Regel kümmert sich der Bestatter nicht um die 
Buchhaltung, obschon er als VR oder Geschäftsführer dafür 
verantwortlich wäre (Art. 716 a Abs. 1 Ziff. 3 OR; Art. 810 
Abs. 2 Ziff. 3 OR). Dadurch erfüllt der Bestatter zusätzlich 
den Tatbestand des Unterlassens der Buchführung (Art. 166 

StGB). Auch als Begünstigender kommt der Bestatter in 
Frage (Art. 305 StGB).

9.2 Treuhänder. In der Praxis kommt es vor, dass ein Ver­
waltungsrat oder ein Geschäftsführer – über einen Vermitt­
ler oder direkt – jemanden sucht, der die Gesellschaft tat­
sächlich saniert. Gelingt die Sanierung, ist der Anwendbarkeit 
der Misswirtschaft der Boden entzogen, weil die objektive 
Strafbarkeitsbedingung (Konkurs) fehlt.

Bei der Übernahme einer allenfalls bereits überschuldeten 
Gesellschaft als Sanierer bleibt die vorne unter Kap. 7.2 be­
schriebene Lagebeurteilung umso wichtiger. Wurde die Sa­
nierung noch nicht begonnen, dürfte es dafür nach Eintritt 
der Überschuldung regelmässig zu spät sein. Die bundes­
gerichtliche Toleranzfrist – selbst 90 Tage – ist dafür meist 
zu kurz.

10. SCHLUSSFOLGERUNG
Verkauf und Übertragung einer sanierungsbedürftigen oder 
überschuldeten Gesellschaft sind für sich allein genom­
men nicht strafbar. Den Tatbestand der Misswirtschaft kön­
nen Verwaltungsratsmitglieder und Geschäftsführer einer 
GmbH aber erfüllen, wenn sie trotz drohender Zahlungsun­
fähigkeit und Überschuldung untätig bleiben. Für Treuhän­
der ist bei der Übernahme von Sanierungsmandaten Vorsicht 
gefragt. Die Sanierungsfähigkeit der Gesellschaft ist vorab 
zu klären, jedenfalls so gut wie es die normalerweise knap­
pen Zeitverhältnisse zulassen. Vorsicht ist auch geboten bei 
der Beratung von Organen sanierungsbedürftiger Gesell­
schaften, da das Risiko besteht, sich dem Vorwurf der Anstif­
tung oder Gehilfenschaft zur Misswirtschaft oder der Be­
günstigung auszusetzen.

Was letztlich das Phänomen der Konkursreiterei angeht, 
sollten die Alarmglocken läuten, wenn eine Gesellschaft 
keine Bücher führt, wenn ein VR oder ein Geschäftsführer 
eine sanierungsbedürftige Gesellschaft einem Dritten über­
tragen will, oder wenn sich jemand anbietet, dem VR oder 
dem Geschäftsführer eine sanierungsbedürftige oder gar 
überschuldete AG oder GmbH gegen eine Gebühr abzu­
nehmen. n 
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